
Newsletter I/2020 
 
 
Der Newsletter des Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts informiert in kompakter und 

prägnanter Form über aktuelle Entscheidungen des Gerichts, über organisatorische Neu-

erungen und sonstige Veränderungen im Finanzgericht. Er erscheint vierteljährlich zum 

Quartalsende als RSS-Feed. Der Bezug ist kostenlos. Anmeldung und Abonnement des 

Newsletters können über die Homepage des Finanzgerichts (http://www.schleswig-hol-

stein.de/DE/Justiz/FG/fg_node.html) vorgenommen werden. 

 

I. Entscheidungen 

 

Inanspruchnahme aus Bürgschaftsverpflichtung keine erwerbsmindernde Gegen-

leistung bei der Schenkungsteuer; kein Erlöschen der Schenkungsteuerschuld im 

Fall der Anfechtung der Schenkung 

 

In seinem Urteil vom 24. Mai 2018 (Aktenzeichen 3 K 209/14) hatte der 3. Senat des 

Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts zu entscheiden, ob sich die Höhe der Schen-

kungsteuer durch Zahlungen auf eine eigene Bürgschaftserklärung der beschenkten Klä-

gerin reduziert und ob bereits die Anfechtungserklärung durch den Insolvenzverwalter zum 

Erlöschen der Schenkungsteuerschuld gem. § 29 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG führt, wenn das 

Erlangte nicht tatsächlich herausgegeben wird. 

Im Streitfall hatte die Klägerin bereits vor der Schenkung eine eigene Bürgschaftserklärung 

gegenüber der Sparkasse abgegeben, aus der sie im Folgenden in Anspruch genommen 

worden war. Das Finanzgericht hat entschieden, dass diese Zahlung auf die eigene Zah-

lungsverpflichtung nicht als Gegenleistung für die Schenkung berücksichtigt werden kann, 

da die Klägerin damit die Inanspruchnahme als Bürgin abgegolten hat. 
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Die im weiteren Zeitablauf erfolgte Anfechtung der Schenkung durch den Insolvenzverwal-

ter im Insolvenzverfahren des Schenkers führte nach Auffassung des Finanzgerichts auch 

nicht zum Erlöschen der Steuerschuld. Dafür wäre eine Herausgabe des schenkweise Er-

langten erforderlich gewesen. Eine solche war aber nicht erfolgt. Die Klägerin hatte mit 

dem Insolvenzverwalter einen Vergleich geschlossen, der die Herausgabe gerade nicht 

vorsah. Die Zahlung der Vergleichssumme wurde durch das Finanzgericht auch nicht als 

Surrogat für die Herausgabe gewertet. Dieser Betrag wurde gezahlt, um die Anfechtungs-

ansprüche des Insolvenzverwalters abzufinden. Der Betrag war nicht Ausfluss des durch 

die Schenkung Erlangten wie es z.B. eine Versicherungssumme bei Untergang des Schen-

kungsgegenstandes gewesen wäre. 

 

Auf die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin hin hat der BFH die Revision zugelassen 

(Aktenzeichen beim BFH: II R 8/19). 

 

 

Erlass einer Rückforderung von Kindergeld wegen Mitverschuldens der Familien-

kasse 

 

Außerdem hat der 3. Senat des Finanzgerichts mit Urteil vom 25. März 2019 (Aktenzeichen 

3 K 9/18) erkannt, dass die Familienkasse ein Mitverschulden an der Höhe des Rückfor-

derungsbetrages trifft, wenn sie die halbjährlichen elektronischen Überprüfungsanstöße 

lediglich abheftet und keine weitere Überprüfung der Anspruchsvoraussetzungen vor-

nimmt und sich später herausstellt, dass die Voraussetzungen für die Gewährung von Kin-

dergeld nicht vorgelegen haben. 

Im Streitfall erhielt ein abzweigungsberechtigtes Kind Leistungen nach dem SGB II vom 

Jobcenter mit der Folge, dass das Kindergeld komplett angerechnet wurde. Das Kind war 

bei der Bundesagentur für Arbeit – Jobcenter ausbildungsplatzsuchend gemeldet, hatte es 

aber unterlassen, sich zu bewerben. Da die Rechtsprechung des BFH auch bei fehlender 

Kommunikation zwischen Jobcenter und Familienkasse die Rückforderung von Kindergeld 

als rechtmäßig ansieht, kommen bei nicht halbjähriger Überprüfung der Kindergeldvoraus-

setzungen bei Nichterfüllen derselben sehr hohe Rückzahlungsbeträge zustande. Das ab-

zweigungsberechtigte Kind muss das Kindergeld zurückzahlen und bekommt das Jobcen-

tergeld nicht rückwirkend ausbezahlt. Diese auch in den Familienkassen bekannte Prob-

lematik verpflichtet die Familienkassen nach Auffassung des Gerichts in besonderem 

Maße die Prüfungsanstöße des internen Systems zu beachten. Die unterlassene interne 

Überprüfung der Kindergeldvoraussetzungen lässt die Verletzung der Mitwirkungspflicht 
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durch den Kindergeldberechtigten derart zurücktreten, dass nur ein Erlass des dadurch - 

erhöhten - Rückforderungsbetrages ermessensgerecht ist (Ermessensreduzierung auf 

Null). 

 

Auf die Nichtzulassungsbeschwerde der Familienkasse hin hat der BFH die Revision zu-

gelassen (Aktenzeichen beim BFH: III R 45/19). 

 

 

Mit dem Erwerb eines Pressegrossisten wird nur die Möglichkeit der Erlangung von 

Belieferungsrechten eröffnet. Mangels Übertragbarkeit durch den Veräußerer stel-

len die Belieferungsrechte kein selbständig bewertungsfähiges, abschreibbares im-

materielles Wirtschaftsgut dar. Die Belieferungsmöglichkeiten enthalten im Wesent-

lichen die Umsatz- und Gewinnchancen des Unternehmens, welche zu den ge-

schäftswertbildenden Faktoren eines Pressegrossisten zählen.  

 

Mit Urteil vom 26. Juni 2019 (Aktenzeichen 5 K 189/18), hat der 5. Senat des Finanzge-

richts entschieden, dass bei Erwerb eines Pressegrossisten der über die Teilwerte der 

materiellen Wirtschaftsgüter hinaus gezahlte Kaufpreis (Mehrpreis) nicht für den Erwerb 

des immateriellen Wirtschaftsguts „Belieferungsrechte“ erfolgt, sondern als Aufwendung 

für einen Geschäfts- oder Firmenwert anzusehen ist, der gemäß § 7 Abs. 1 Satz 3 EStG 

über 15 Jahre abzuschreiben ist.  

Die Klägerin, ein Pressegrossist in der Rechtsform der GmbH & Co. KG, hatte im Streitjahr 

2010 einen anderen Pressegrossisten, ebenfalls in der Rechtsform der GmbH & Co. KG, 

aufgekauft und einen nicht unerheblichen Mehrpreis für diesen Erwerb gezahlt. Da der 

erworbene Betrieb zunächst fortgeführt wurde, wurde der Mehrwert in einer Ergänzungs-

bilanz für die Klägerin eingestellt und als „Lieferantenstamm“ über einen Zeitraum von fünf 

Jahren abgeschrieben. Im Rahmen einer Betriebsprüfung kam das Finanzamt zu dem 

Schluss, dass der gezahlte Mehrpreis nicht dem selbständigen Wirtschaftsgut „Lieferan-

tenstamm“ zugeordnet werden könne, sondern dass es sich um einen Geschäfts- und Fir-

menwert handele, der über 15 Jahre abzuschreiben sei. Der hiergegen gerichtete Ein-

spruch der Klägerin blieb erfolglos. Das Finanzamt vertrat den Standpunkt, dass der bei 

Erwerb der Firma über die Teilwerte der materiellen Wirtschaftsgüter hinaus gezahlte Kauf-

preis nicht als eigenständiges abnutzbares Wirtschaftsgut „Lieferantenbeziehungen zu 

den Verlagen" abzuschreiben sei, denn der Wert eines Unternehmens bestehe nicht nur 

aus den Einzelwerten der Wirtschaftsgüter abzüglich der Verbindlichkeiten, sondern auch 
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aus dessen gutem Ruf und den daraus resultierenden Gewinnaussichten. Diese immate-

riellen Faktoren würden bei gewerblichen Unternehmen bilanziell durch den „Firmen- oder 

Geschäftswert" erfasst. Für die steuerbilanzielle Einordnung des Kaufpreises sei im vorlie-

genden Fall auf die Besonderheit des gebietsbezogenen Alleinbelieferungsrechts eines 

Pressegrossisten nach dem geltenden Grosso-System abzustellen. Mit der Übernahme 

des Unternehmens habe die Klägerin nicht nur einen (Mit-)Wettbewerber ausgeschaltet 

und dessen Lieferbeziehungen mit den Verlagen übernommenen, vielmehr sei das Unter-

nehmen „Grossist" als solches erworben worden. Dazu gehörten zum einen die übernom-

menen Lieferbeziehungen zu den Verlagen und zum anderen die exklusiven Belieferungs-

möglichkeiten für die Produkte der Verlage gegenüber den Zeitschriftenhändlern im über-

nommenen Vertriebsgebiet, mithin die geschäftswertbildenden Faktoren eines Grossisten. 

Eine gesonderte Übertragung der Lieferbeziehungen zu den Verlagen als selbstständig 

veräußerbare immaterielle Wirtschaftsgüter wäre nicht möglich gewesen.  

Dagegen wendete sich die Klägerin mit ihrer Klage. Da der Erwerb von vornherein mit der 

Absicht erfolgt sei, den Standort der erworbenen Firma zu schließen und diese zu liquidie-

ren, habe sie sich durch den Erwerb nicht die Betriebs- und Organisationsstruktur des le-

benden Unternehmens zunutze gemacht. Sofern der Erwerber beabsichtige, das über-

nommene Unternehmen stillzulegen, seien die Erwerbsaufwendungen nicht Anschaf-

fungskosten eines Geschäfts- oder Firmenwertes. Es handele sich daher um Aufwendun-

gen für den Erwerb der Lieferbeziehungen mit den Verlagen, weil nur durch den Erwerb 

und die Stilllegung des anderen Pressegrossisten die Möglichkeit bestanden habe, das 

vormalige Vertriebsgebiet dieses Unternehmens von den Verlagen mit den von diesen 

hergestellten Presseerzeugnissen beliefern zu lassen. Die entgeltlich erworbenen Liefer-

beziehungen zu den Verlagen entsprächen wirtschaftlich entgeltlich erworbenen isolierten 

Kundenbeziehungen und seien damit ebenso wie ein Kundenstamm zu betrachten, welche 

der Abnutzung unterlägen. 

Dem ist der 5. Senat nicht gefolgt. Mit dem Erwerb des Unternehmens, welches genau wie 

die Klägerin als Pressegrossist tätig war, verfolgte die Klägerin das Ziel, ihre Tätigkeit auf 

das Vertriebsgebiet der erworbenen Firma zu erweitern und sich die Alleinbelieferungs-

rechte in diesem Vertriebsgebiet zu sichern. Eine Alleinbelieferung der in dem Vertriebs-

gebiet ansässigen Einzelhändler konnte nur erfolgen, sofern die Verlagsunternehmen der 

Klägerin für das entsprechende Vertriebsgebiet vertraglich die Belieferungsrechte erteil-

ten. Die mit den Verlagen vereinbarten Rechte gingen nicht automatisch mit dem Erwerb 

auf die Klägerin über, sondern die Klägerin war gehalten, mit jedem Verlag das Recht zum 



 5

Vertrieb der jeweiligen Verlagserzeugnisse in dem Vertriebsgebiet neu auszuhandeln. Da-

mit wurden allenfalls die dem erworbenen Unternehmen als Pressegrossist anhaftenden 

Belieferungsmöglichkeiten erworben, welche im Wesentlichen die Umsatz- und Gewinn-

chancen des Unternehmens enthalten, die zu den geschäftswertbildenden Faktoren eines 

Pressegrossisten zählen. Es lagen auch keine vom vormaligen Unternehmensinhaber 

übernommenen „Kundenbindungen“ (weder zu den Zeitschriftenhändlern noch zu den 

Verlagen) vor, die hätten übernommen werden können. Vielmehr bedurfte es zwingend 

der ausdrücklichen Neubegründung bzw. Erweiterung der Lieferbeziehungen mit den Ver-

lagen für das entsprechende Liefergebiet. Der Senat entschied darum, dass der Mehrpreis 

nicht für den Erwerb eines eigenständigen abnutzbaren immateriellen Wirtschaftsguts, 

sondern für den dem Unternehmen innewohnenden Geschäfts- oder Firmenwert gezahlt 

wurde.  

 

 

Wird bei einem Steuerpflichtigen die unbeschränkte Steuerpflicht durch einen Wegzug 

ins Ausland beendet, so kann eine Besteuerung nach § 6 AStG i.V.m. § 17 EStG auch 

dann erfolgen, wenn der Steuerpflichtige seine Anteile – welche die wesentliche Beteili-

gung i.S.d. § 17 EStG begründeten – kurz vor dem Wegzug im Wege eines Wertpapier-

darlehens auf einen Dritten übertragen hat 

 

Mit Urteil vom 12. September 2019 (Aktenzeichen 4 K 113/17) entschied das Schleswig-Hol-

steinische Finanzgericht, dass es einer Besteuerung nach § 6 AStG i.V.m. 17 EStG nicht ent-

gegen steht, wenn sich die Person, die ins Ausland zieht, vor ihrem Wegzug ihrer wesentlichen 

Beteiligung im Wege eines Wertpapierdarlehens entäußert.  

Der Kläger hielt im Veranlagungszeitraum 2006 eine wesentliche Beteiligung i.S.d. § 17 EStG 

an einer AG. Aus beruflichen Gründen wollte er zum 31. Dezember 2006 seinen Wohnsitz in 

die Schweiz verlegen. Noch am 28. Dezember 2006 schloss der Kläger bzgl. seiner Anteile an 

der AG mit seinem Bruder einen Wertpapierdarlehensvertrag. Dieser Vertrag sah vor, dass das 

Eigentum an den Aktien auf den Bruder übergehen und der Bruder für die Darlehenszeit ein 

entsprechendes Entgelt zahlen sollte. Das Darlehen sollte bis zum 31. Dezember 2011 laufen. 

Wenn das Darlehen nicht unter Einhaltung einer Frist von einem Monat schriftlich gekündigt 

wurde, sollte es sich jeweils um 6 Monate verlängern. 

Das FG folgte zunächst der h.M., wonach allein die Übertragung der Aktien im Rahmen des 

Wertpapierleihvertrags noch keinen originären Vorgang i.S.d. § 17 EStG und damit keinen Re-

alisationstatbestand begründe. Denn der Anspruch auf Rückerstattung von Wertpapieren glei-

cher Art, Menge und Güte (§ 607 Abs. 1 Satz 2 BGB) sei regelmäßig als wirtschaftlich gleich-
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wertiges Surrogat für die darlehensweise übertragenen Wertpapiere anzusehen. Dieser An-

spruch entstehe bereits durch die Übertragung auf den Entleiher, während die Fälligkeit auf 

den Zeitablauf bzw. die Kündigung des Darlehens hinausgeschoben werde, § 607 Satz 2,  

§ 608 Abs. 1 BGB. Es wurde durch den Wegzug aber ein Tatbestand i.S.d. § 6 AStG i.V.m.  

§ 17 EStG begründet. Der Senat hatte bereits Zweifel, ob der Kläger die Übertragung zivil-

rechtlich tatsächlich bereits zum 31. Dezember 2006 wirksam vollzogen hatte (die Aktien waren 

vinkuliert, § 68 Abs. 2 AktG). Die Zweifel konnten aber dahinstehen, weil der Kläger selbst bei 

einer rechtzeitigen wirksamen Übertragung eine Anwartschaft i.S.d. § 17 Abs. 1 S. 3 EStG 

innegehabt hätte. Denn die aufgrund des Leihvertrags begründete Erwartung einer Rücküber-

tragung der Aktien stelle eine „hinreichend gesicherte Aussicht auf den Anfall eines subjektiven 

Rechts“ (der Aktien) dar.  

 

Der Senat hat die Revision im Hinblick auf die Ausführungen zu der o.g. h.M. und zur Anwart-

schaft zugelassen (Aktenzeichen beim BFH: I R 52/19).  

 

 

Sog. "Lock-In-Effekt" des § 34a Abs. 1 EStG ist verfassungsgemäß 

 

Mit Urteil vom 19. September 2019 (Aktenzeichen 1 K 139/18) hat der 1. Senat des Finanzge-

richts entschieden, dass die gem. § 34a Abs. 4 Satz 1 EStG vorgesehene Nachversteuerung 

nicht entnommener Gewinne im Falle eines sog. Entnahmeüberhangs auch bei Vorliegen nicht 

entnommener "Altgewinne" nicht gegen höherrangiges (Verfassungs-)Recht verstößt. Insofern 

hat der Senat zunächst erkannt, dass die Nachversteuerung im Falle eines Entnahmeüberhan-

ges zwingend durchzuführen sei; ein Wahlrecht des Steuerpflichtigen, den Entnahmebetrag 

zunächst mit nicht entnommenen Altgewinnen zu verrechnen, für die die Tarifbegünstigung 

des § 34a Abs. 1 EStG nicht in Anspruch genommen worden sei, sei nicht vorgesehen. Darin 

liege – entgegen der Sichtweise der Klägerin im entschiedenen Fall – kein Verstoß gegen den 

Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG. Auch ein Verstoß gegen das Bestimmtheitsgebot gem. 

Art. 20 Abs. 3 GG sei nicht gegeben. 

 

Der Senat hat die Revision gegen das Urteil zugelassen, das Verfahren ist beim BFH unter 

dem Aktenzeichen III R 49/19 anhängig. 
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Steuerliche Einordnung einer Zahlung im Zusammenhang mit dem Übergang eines 

Einspeiserechts nach dem EEG 

 

Der 5. Senat des Finanzgerichts hat mit Urteil vom 27. November 2019 (Aktenzeichen 5 K 

114/18) ein Verfahren entschieden, in dem es um die steuerliche Einordnung einer Zah-

lung von 500.000 € ging, die der Kläger als Eigentümer eines Grundstücks, auf welchem 

durch eine GmbH betriebene Windkraftanlagen standen, anlässlich der Übertragung der 

Windkraftanlagen an eine Bürgerwindpark KG für den von ihm erklärten Verzicht auf die 

Einspeiserechte erhielt. 

Dazu stellte der Senat in seinem Urteil fest, dass das Einspeiserecht aus dem Gesetz folgt 

und an die Person des Anlagenbetreibers gebunden ist, dass also der Anlagenbetreiber 

der Inhaber des durch den Betrieb einer Windkraftanlage bedingten gesetzlichen An-

spruchs auf Einspeisung des erzeugten Stroms aus erneuerbaren Energien in das Netz 

des Netzbetreibers (Einspeiserecht) ist. 

Anlagenbetreiber sei derjenige, der eine Anlage für die Erzeugung von Strom aus erneu-

erbaren Energien nutze. Nutzer sei derjenige, der die Kosten und das wirtschaftliche Risiko 

des Anlagenbetriebs trage und das Recht habe, die Anlage auf eigene Rechnung zur 

Stromerzeugung zu nutzen. Der Senat stellte fest, dass die Nutzung der Windkraftanlagen 

zu keinem Zeitpunkt durch den Kläger erfolgt sei. Der Kläger sei zu keinem Zeitpunkt In-

haber des durch den Betrieb der Windkraftanlagen bedingten gesetzlichen Anspruchs auf 

Einspeisung des erzeugten Stroms aus erneuerbaren Energien in das Netz des Netzbe-

treibers gewesen. Das Einspeiserecht habe bei der GmbH als Betreiberin der Anlage ge-

legen und sei mit dem Übergang der Windkraftanlagen auf die KG übergegangen. 

Der Senat hat weiter entschieden, dass der Betrag, den der Kläger als Grundstückseigen-

tümer des Standorts der Windkraftanlage ohne Anlagenbetreiber zu sein, in der unzutref-

fenden Annahme erhalten habe, er habe vertraglich auf die Anwachsung eines abspaltba-

ren, werthaltigen, disponiblen Rechts verzichtet, zu den sonstigen Einkünften gemäß § 22 

Nr. 3 EStG gehört. Der Kläger und die KG seien übereinstimmend davon ausgegangen, 

dass die GmbH bei Ablauf des Vertrages mit dem Kläger verpflichtet sein würde, die 

Rechte aus den Verträgen mit dem Netzbetreiber, also auch das Einspeiserecht, kostenfrei 

auf den Kläger zu übertragen. Die KG sei von der Möglichkeit isoliert handelbarer Einspei-

serechte ausgegangen. Die Zahlung der KG stelle sich danach als Gegenleistung für den 

Verzicht des Klägers auf bestimmte zukünftige auf ihn anwachsende Rechte dar, die den 

Umfang der möglichen wirtschaftlichen Betätigung der KG eingeschränkt hätten. 
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Der Senat hat die Revision zugelassen, das Verfahren ist beim BFH unter dem Aktenzei-

chen VIII R 2/20 anhängig. 

 

 

II. Finanzgericht intern 

 

Mit Ablauf des 29. Februar 2020 und damit Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze ist 

Herr Vorsitzender Richter am Finanzgericht Dr. Buhs in den Ruhestand getreten. Herr Dr. 

Buhs war nach vorangegangener Tätigkeit in der ordentlichen Gerichtsbarkeit fast 30 

Jahre beim Schleswig-Holsteinischen Finanzgericht und davon 20 Jahre als Vorsitzender 

des 4. Senats tätig. Mit Herrn Dr. Buhs verliert das Finanzgericht eine ausgesprochen ver-

sierte und erfahrene Richterpersönlichkeit. Mit Wirkung vom 1. März 2020 hat das Präsi-

dium des Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts Herrn Dr. Engellandt den Vorsitz im 

4. Senat übertragen. 

 

Nach vorangegangener Wahl durch den Richterwahlausschuss ist Herr Richter am Finanz-

gericht Franke von der Justizministerin mit Wirkung zum 1. März 2020 zum Vorsitzenden 

Richter am Finanzgericht ernannt worden. Das Präsidium des Schleswig-Holsteinischen 

Finanzgerichts hat Herrn Franke den Vorsitz im 1. Senat übertragen.  

 

 

Hinweise im Zusammenhang mit der Ausbreitung des neuen Coronavirus SARS-

CoV-2 

 

Aufgrund der aktuellen Entwicklung im Zusammenhang mit der Ausbreitung des neuen 

Coronavirus SARS-CoV-2 kommt es auch beim Schleswig-Holsteinischen Finanzgericht 

bis auf weiteres leider zu Einschränkungen.  

 

Die Durchführung von Gerichtsterminen ist auf ein absolut notwendiges Minimum be-

schränkt worden. Gleichermaßen ist der Zugang zum Finanzgericht auf ein absolutes Mi-

nimum beschränkt. Personen, die keine Justizbediensteten sind, dürfen das Finanzgericht 

grundsätzlich nur noch zur Wahrnehmung von Terminen betreten, zu denen sie geladen 

wurden. Der Besuch von öffentlichen Verhandlungen ist Personen, die keine Justizbe-

diensteten sind, weiterhin gestattet, wenn eine Gefährdung anderer Personen ausge-

schlossen werden kann. 
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Selbstverständlich können weiterhin Klagen erhoben bzw. Anträge auf Aussetzung der 

Vollziehung und einstweilige Anordnung gestellt sowie sonstige Schriftsätze eingereicht 

werden. Die Bearbeitung der Klagen, Anträge und sonstigen Schriftsätze sowie der weitere 

Gerichtsbetrieb sind durch verschiedenste Maßnahmen sichergestellt (Homeoffice, soweit 

möglich; Tätigkeit der Gerichtsverwaltung in unterschiedlichen Teams).  

 

Weitere Einzelheiten entnehmen Sie bitte der Internetseite des Schleswig-Holsteinischen 

Finanzgerichts (https://www.schleswig-holstein.de/DE/Justiz/FG/fg_node.html). 
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